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1. Geltungsbereich 

1.1. Die nachfolgenden Bedingungen gelten für alle Bestellungen der  

 

Telegärtner Karl Gärtner GmbH, Lerchenstr. 35, D-71144 Steinenbronn,  

Telegärtner Kunststofftechnik GmbH, Gewerbestraße 4-6, D-71144 Steinenbronn,  

 

(im Folgenden: „Auftraggeber“), die diese bei einem Auftragnehmer (im Folgenden „Auftrag-
nehmer“) tätigen.  

1.2. Von diesen Einkaufsbedingungen abweichende Bedingungen gelten nicht, es sei denn dies ist 
im Angebot oder der Auftragsbestätigung des Auftraggebers ausdrücklich festgelegt. Abwei-
chende Bedingungen gelten auch dann nicht, wenn der Auftraggeber solchen Bedingungen 
nicht ausdrücklich widerspricht und/oder die Lieferung und/ oder Leistung widerspruchslos an-
nimmt oder Zahlungen leistet. 

1.3. Im Rahmen laufender Geschäftsverbindungen gelten die nachfolgenden Bedingungen für künf-
tige Verträge auch dann, wenn dies in Zukunft nicht ausdrücklich vereinbart wird. 

1.4. Die Einkaufsbedingungen gelten nur gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB. 

 

2. Bestellung 

2.1. Bestellungen sind nur wirksam, wenn der Auftraggeber sie in Textform erteilt. Mündlich, insbe-
sondere telefonisch mitgeteilte Vorabbestellungen werden erst mit Zugang der Bestätigung in 
Textform wirksam.  

2.2. Der Auftragnehmer kann die Bestellung nur innerhalb einer Frist von 15 Werktagen schriftlich 
oder per E-Mail annehmen, es sei denn eine abweichende Annahmefrist ist zwischen den Par-
teien vereinbart worden. Der Auftragnehmer hat hierbei die Bestellnummer des Auftraggebers 
anzugeben. Die Frist beginnt mit der Absendung der Bestellung bei dem Auftraggeber zu laufen. 
Die Bestellung einschließlich sämtlicher hierin angegebenen Bedingungen gilt spätestens mit 
Ausführung der Bestellung durch den Auftragnehmer als angenommen.  

2.3. Die Ziffern 2.1 und 2.2 gelten entsprechend auch für Lieferabrufe aus Rahmenbestellungen.  

 

3. Preise 

3.1. Sofern nichts Abweichendes vereinbart ist, versteht sich der in der Bestellung ausgewiesene 
Preis in EURO brutto und ist bindend für die gesamte Ausführungszeit der Bestellung. Die Kos-
ten für gegebenenfalls eingeholte Voranschläge sind im Preis enthalten. Mit Preisanpassungs- 
oder Preiserhöhungsklauseln ist der Auftraggeber nicht einverstanden.  

3.2. Mangels abweichender Vereinbarung schließt der in der Bestellung angegebene Preis Fracht 
und Transport bis zu der von dem Auftraggeber angegebenen Lieferadresse, Transportversi-
cherung, Verpackung und sämtliche eventuell anfallenden Steuern und Zölle ein.  

3.3. Soweit ausnahmsweise ein Preis „ab Werk", „ab Lager" oder Entsprechendes vereinbart ist, 
übernimmt der Auftraggeber nur die Kosten für die günstigste ökonomische und ökologische 
Versandart und den günstigsten Versandweg; alle bis zur Übergabe an den Frachtführer ent-
stehenden Kosten einschließlich Beladung und Rollgeld trägt auch in diesem Fall der Auftrag-
nehmer.  

3.4. Die gesetzliche Mehrwertsteuer ist, soweit einschlägig, gesondert auszuweisen.  
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4. Zahlungsbedingungen und -wirkungen 

4.1. Die Rechnungen sind, gesondert von der Lieferung, an den Auftraggeber einzureichen. Die 
Rechnungen müssen außer den Bestelldaten die ausführliche Bezeichnung des Liefergegen-
standes mit der jeweiligen Bestellnummer enthalten („ordnungsgemäße Rechnung“).  

4.2. Die Zahlung erfolgt innerhalb von 20 Kalendertagen unter Abzug von 3 % Skonto vom Brutto-
preis oder innerhalb von 30 Kalendertagen, jeweils ab Eingang der vollständigen Lieferung/er-
brachten Leistung und Zugang einer ordnungsgemäßen Rechnung bei dem Auftraggeber.  

4.3. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung genügt der Eingang des Überweisungsauftrags bei der Bank 
des Auftraggebers. Ein Skontoabzug ist auch möglich, wenn der Auftraggeber statt der Zahlung 
mit einer Forderung gegen den Auftragnehmer aufrechnet. 

4.4. Bei der Annahme verfrühter Lieferungen richtet sich die Fälligkeit der Zahlung nach dem ver-
einbarten Liefertermin. 

4.5. Zahlungen durch den Auftraggeber bedeuten keine Anerkennung der Lieferung oder Leistung 
als vertragsgemäß.  

4.6. Mit einer Beschränkung seiner gesetzlichen Aufrechnungsmöglichkeiten sowie der Vereinba-
rung von Fälligkeits- oder Verzugszinsen, welche höher sind, als die gesetzlich geschuldeten 
Zinsen, ist der Auftraggeber nicht einverstanden.   

 

5. Lieferung, Gefahrübergang 

5.1. Die genaue Lieferanschrift ist der jeweiligen Bestellung zu entnehmen. 

5.2. Jeder Lieferung ist ein Lieferschein mit genauer Bezeichnung des Liefergegenstandes und An-
gabe der Bestelldaten, mindestens der Bestell- und Zeichnungsnummer inklusive Index des 
Auftraggebers sowie der im Packgut befindlichen Liefermenge, des Auftraggebers beizufügen. 

5.3. Besteht eine Sendung aus mehreren Paketen/Paletten, so sind diese pro Paket/ Palette mit der 
enthaltenen Ware über die Materialnummer, Materialbezeichnung und der jeweiligen Menge 
äußerlich ersichtlich zu kennzeichnen. 

5.4. Soweit sich aus den gesetzlichen Vorschriften am Lieferort und/oder Einsatzort Erklärungs- 
und/oder Nachweispflichten in Bezug auf die Materialbeschaffenheit ergeben (z.B. Erklärung 
über den Einsatz von Konfliktmineralien nach dem Dodd-Frank-Act in den USA), wird der Auf-
tragnehmer seiner Lieferung die entsprechenden Nachweise beifügen und die für Erklärungen 
erforderlichen Informationen dem Auftraggeber nach seiner Wahl schriftlich oder per E-Mail mit-
teilen. 

5.5. Verfrühte Lieferungen, Teillieferungen oder die Lieferung von Mehrmengen bedürfen der vor-
herigen Zustimmung des Auftraggebers in schriftlicher Form oder per E-Mail. 

5.6. Die Gefahr geht, auch wenn Versendung vereinbart worden ist, erst auf den Auftraggeber über, 
wenn dem Auftraggeber der Liefergegenstand an dem vereinbarten Bestimmungsort übergeben 
wird. Erfolgt vor der Versendung eine nach dem Vertrag erforderliche Abnahme, so geht die 
Gefahr nicht schon mit der Abnahme, sondern erst mit der Übergabe des Liefergegenstandes 
an dem vereinbarten Bestimmungsort über. Hat an dem vereinbarten Bestimmungsort eine Ab-
nahme zu erfolgen, geht die Gefahr erst mit dieser Abnahme auf den Auftragnehmer über. 

5.7. Ist ausnahmsweise ein Eigentumsvorbehalt des Auftragnehmers an dem Liefergegenstand ver-
einbart, ist der Auftraggeber berechtigt, im gewöhnlichen Geschäftsgang über die unter Eigen-
tumsvorbehalt gelieferten Liefergegenstände zu verfügen.  
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6. Lieferzeit, Verzug, Vertragsstrafe und Rücktritt 

6.1. Die in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den 
Auftraggeber unverzüglich in Textform zu unterrichten, wenn ihm Umstände erkennbar werden, 
aus denen sich ergibt, dass die festgelegte Lieferzeit nicht eingehalten werden kann, auch wenn 
sie der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat.  

6.2. Im Falle des schuldhaften Lieferverzuges ist der Auftraggeber berechtigt, eine Vertragsstrafe in 
Höhe von 1 % des Nettopreises des Liefergegenstandes für jede vollendete Woche des Lie-
ferverzuges zu verlangen, maximal jedoch 5% vom Nettopreis des jeweiligen Liefergegenstan-
des. Soweit der Auftraggeber sich die Vertragsstrafe nicht schon bei der Annahme des Liefer-
gegenstandes vorbehält, kann der Auftraggeber die Strafe auch noch bis zur Zahlung geltend 
machen. Der Auftraggeber ist berechtigt, etwaige Vertragsstrafen neben der Erfüllung geltend 
zu machen und von fälligen Ansprüchen des Auftragnehmers in Abzug zu bringen. Die Geltend-
machung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. Die Vertragsstrafe ist in diesem 
Fall auf den Gesamtverzugsschaden anzurechnen.  

6.3. Bei Nichteinhaltung der vereinbarten Lieferfrist ist der Auftraggeber berechtigt, nach fruchtlosem 
Verstreichen einer einzuräumenden angemessenen Nachfrist, vom Vertrag und den noch nicht 
ausgeführten Bestellungen unter diesem Vertrag zurückzutreten, ohne dass dem Auftragneh-
mer daraus zusätzliche Rechte entstehen.  

 

7. Gewährleistung, Mängelanzeigen 

7.1. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass der Liefergegenstand gemäß den Spezifikationen des 
Auftraggebers nach dem jeweils neusten Stand der vom Auftraggeber bei der Beauftragung 
übermittelten technischen Unterlagen hergestellt und vor dem Versand entsprechend geprüft 
wird.  

7.2. Der Liefergegenstand muss in jedem Fall dem Stand der Technik sowie den in Deutschland 
geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich EU Verordnungen, insbesondere zur Mate-
rialbeschaffenheit (z.B. der Europäischen Chemikalien-Verordnung (REACH)) entsprechen. 
Weitergehende Vereinbarungen in einer eventuellen Qualitätssicherungsvereinbarung bleiben 
unberührt. 

7.3. Der Auftragnehmer gewährleistet weiter, dass der Liefergegenstand sowohl den gesetzlichen 
Vorschriften am Lieferort als auch den gesetzlichen Vorschriften am Ort des Einsatzes des Lie-
fergegenstandes durch den Auftraggeber entspricht und nicht gegen Rechte Dritter, insbeson-
dere nicht gegen gewerbliche Schutzrechte Dritter, verstößt.  

7.4. Sofern nicht Abweichendes zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer vereinbart wurde, zum 
Beispiel in einer Qualitätssicherungsvereinbarung, hat der Auftraggeber innerhalb einer ange-
messenen Frist die Lieferung auf Qualitäts- und Quantitätsabweichungen zu überprüfen und 
dem Auftragnehmer offensichtliche Mängel innerhalb angemessener Frist schriftlich anzuzei-
gen. Die Rüge ist rechtzeitig, wenn sie innerhalb einer Frist von sieben (7) Werktagen, gerech-
net ab Übernahme des Liefergegenstandes oder bei verdeckten Mängeln ab Entdeckung, beim 
Auftragnehmer eingeht. Der Auftragnehmer verzichtet insoweit auf den Einwand der verspäte-
ten Mängelrüge.  

7.5. Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen dem Auftraggeber die Mängelrechte in vollem 
Umfang auch zu, wenn ihm der Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbe-
kannt geblieben ist. 

7.6. Im Falle von Sachmängeln, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber sämtliche Kosten, insbe-
sondere sämtliche Ein- und Ausbaukosten, zu ersetzen, die dem Auftraggeber zum Zwecke der 
Mängelbeseitigung oder Ersatzlieferung entstehen.  
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7.7. Ansprüche des Auftraggebers aufgrund von Sach- oder Rechtsmängeln verjähren innerhalb von 
36 Monaten ab Gefahrübergang. 

7.8. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen zur Sach- und Rechtsmängelhaftung.  

7.9. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, eine angemessene Betriebshaftpflichtversicherung sowie 
eine erweiterte Produkthaftpflichtversicherung abzuschließen, aufrechtzuerhalten und das Be-
stehen der jeweiligen Versicherungsverhältnisse dem Auftraggeber auf Verlangen nachzuwei-
sen. 

 

8. Eigentum an beigestellen Sachen und Fertigungsunterlagen 

8.1. Sofern der Auftraggeber dem Auftragnehmer Zeichnungen, Entwürfe, Muster, Herstellvorschrif-
ten, Werkzeuge, usw. beistellt, behält er sich hieran das Eigentum vor. Verarbeitungen oder 
Umbildungen durch den Auftragnehmer werden für den Auftraggeber vorgenommen. Der Auf-
traggeber erwirbt im Falle der Verarbeitung oder Vermischung das Miteigentum an den neuen 
Sachen im Verhältnis des Wertes der beigestellten Sachen zu den anderen verarbeitenden Ge-
genständen zur Zeit der Verarbeitung. 

8.2. Die dem Auftragnehmer nicht beigestellten, sondern zur Angebotsabgabe oder zur Durchfüh-
rung des Auftrags überlassenen Zeichnungen, Entwürfe, Muster, Herstellvorschriften, Werk-
zeuge, usw. bleiben Eigentum des Auftraggebers und dürfen nicht für andere Zwecke als die 
Angebotsabgabe oder zur Durchführung des Auftrags verwendet, kopiert oder Dritten zugäng-
lich gemacht werden. Nach gesonderter Anforderung oder sobald sie für diese Zwecke nicht 
mehr benötigt werden, in jedem Fall spätestens aber 3 Jahre nach der Bestellung, sind sie dem 
Auftraggeber zurückzugeben oder nach Absprache zu vernichten.  

8.3. Der Auftragnehmer darf keine anderen Unternehmen mit den von dem Auftraggeber beauftrag-
ten Liefergegenständen beliefern, sofern diese Liefergegenstände auf der Basis von Unterlagen 
hergestellt wurden, die Entwicklungs-Know-How des Auftraggebers enthalten. 

 

9. Geheimhaltung 

9.1. Der Auftragnehmer hat die ihm zur Verfügung gestellten Zeichnungen, Entwürfe, Muster, Her-
stellvorschriften, Werkzeuge, Formen und sonstige technische Dokumentationen, unabhängig 
vom Trägermedium, sowie Kenntnisse und Informationen (nachfolgend zusammenfassend: „In-
formationen“) ohne Einwilligung des Auftraggebers weder an Dritte weiterzugeben, noch für 
andere als die vertraglichen Zwecke zu nutzen. Sie sind gegen unbefugte Einsichtnahme und/o-
der Verwendung zu sichern. Vorbehaltlich weiterer Rechte kann der Auftraggeber ihre Heraus-
gabe verlangen, wenn der Auftragnehmer diese Pflichten verletzt.  

9.2. Eine Pflicht zur Vertraulichkeit besteht nicht 

9.2.1. hinsichtlich Informationen, die zur Zeit der Offenlegung bereits jedermann zugänglich 
waren oder, nach der Bekanntgabe, jedermann zugänglich wurden; 

9.2.2. wenn der Auftragnehmer oder einer seiner Arbeitnehmer aufgrund eines Gesetzes, ei-
ner Verordnung oder einer Entscheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbe-
hörde dazu verpflichtet ist, die offen gelegten Informationen mitzuteilen und/oder dar-
über zu informieren. Er ist dann berechtigt, die Informationen in dem Umfang bekannt 
zu geben, in dem eine Pflicht zur Offenlegung besteht. 

9.3. Diese Vertraulichkeitsverpflichtung gilt auch nach dem Ende des Vertragsverhältnisses zwi-
schen den Parteien, solange die vertraulichen Informationen nicht offenkundig sind.  
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9.4. Soweit Arbeitnehmer des Auftragnehmers, Unterauftragnehmer und/oder weitere Dritte bestim-
mungsgemäß Zugang zu vertraulichen Informationen erhalten, wird der Auftragnehmer durch 
entsprechende vertragliche Vereinbarungen und/oder weitere Maßnahmen sicherstellen, dass 
die jeweiligen Personen gleichermaßen zur Vertraulichkeit im Sinne dieser Ziffer verpflichtet 
werden. Entsprechende Maßnahmen wird der Auftragnehmer dem Auftraggeber auf Verlangen 
jederzeit nachweisen. 

9.5. Etwaige gesonderte Geheimhaltungsvereinbarungen bleiben unberührt. 

 

10. Haftung 

10.1. Der Auftragnehmer hat für die Lieferungen seiner Zulieferer wie für eigene einzustehen.  

10.2. Wird der Auftraggeber wegen eines Fehlers eines vom Auftragnehmer gelieferten Liefergegen-
standes aus Produkthaftung in Anspruch genommen, so hat der Auftragnehmer den Auftragge-
ber von der aus dem Fehler resultierenden Produkthaftung freizustellen und freizuhalten.  

10.3. Für Maßnahmen des Auftraggebers zur Schadensabwehr (z.B. Rückrufaktionen) haftet der Auf-
tragnehmer für die dadurch entstehenden Aufwendungen und Schäden (einschließlich Rechts-
verfolgungskosten), soweit die Maßnahme auf der Mangelhaftigkeit des vom Auftragnehmer 
gelieferten Liefergegenstandes oder einer sonstigen Pflichtverletzung des Auftragnehmers be-
ruht. 

10.4. Die Haftung des Auftragnehmers richtet sich im Übrigen nach den gesetzlichen Vorschriften. 
Mit einer Beschränkung der gesetzlichen Haftung des Auftragnehmers ist der Auftraggeber 
nicht einverstanden.  

 

11. Höhere Gewalt 

Ist eine Partei aufgrund von Höherer Gewalt, wie z.B. durch unvorhersehbare Ereignisse wie  
Krieg, Streik, Aussperrung oder elementare Naturereignisse, verhindert, eine ihr nach diesem 
Vertrag obliegende Leistung zu erbringen, so ist diese Partei im Umfang der Verhinderung von 
ihrer Leistungspflicht frei, vorausgesetzt, dass die betreffende Partei unmittelbar die andere 
Partei von dem Ereignis informiert und alle zumutbaren Anstrengungen unternimmt, den Grund 
und die Folgen für die Nichtleistung zu beseitigen bzw. zu mildern und mitteilt, unmittelbar die 
Leistung wieder aufzunehmen, sobald der Grund für die Nichtleistung entfallen ist.  

 

12. Code of Conduct 

12.1. Der Auftraggeber ist sich seiner gesellschaftlichen Verantwortung bewusst und verpflichtet sich 
zur Einhaltung des ZVEI-VDMA-Code of Conduct. Diese Verantwortung wollen wir gemeinsam 
mit unseren Partnern übernehmen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung dessel-
ben oder eines gleichwertigen Code of Conduct.  

12.2. Bei der Beschaffung und Fertigung der Produkte für den Auftraggeber sind alle Kernelemente 
gesellschaftlich verantwortlicher Unternehmensführung einzuhalten und im Rahmen der jewei-
ligen Möglichkeiten in der weiteren Wertschöpfungskette zu fördern (gem. der Kernarbeitsnor-
men der ILO sowie des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes).  

12.3. Wird eine Verletzung der Kernelemente bekannt, so wird der Auftragnehmer umgehend den 
Auftraggeber informieren und einen konkreten Plan zur Minimierung und Vermeidung erstellen 
und Abhilfemaßnahmen ergreifen, die zur Verhinderung, Beendigung oder Minimierung der Ver-
letzung führen (Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes).  
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13. Umwelt- und Klimaschutz 

13.1. Dem Auftraggeber ist die Bedeutung des Umwelt- und Klimaschutzes bewusst. Deshalb unter-
stützt der Auftraggeber die Ziele des Übereinkommens von Paris sowie die 17 Nachhaltigkeits-
ziele der UN Global Compact Initiative. Dazu senkt der Auftraggeber u.a. die eigenen Treib-
hausgasemissionen nachhaltig und erstellt jährlich eine Treibhausgasbilanz.  

13.2. Der Auftraggeber fordert den Auftragnehmer dazu auf, bei der Erreichung dieser Ziele tatkräftig 
zu unterstützen. Umweltbewusstes Handeln und ein verantwortungsvoller Umgang mit natürli-
chen Ressourcen in Anlehnung an die DIN EN ISO 14001 wird vom Auftraggeber vorausge-
setzt. Für die Beschaffung von Waren und Dienstleistungen werden die Kriterien Preis, Wirt-
schaftlichkeit, Umweltverträglichkeit und Energieeffizienz herangezogen. Der Auftraggeber be-
hält sich vor, dies beim Auftragnehmer im Zuge von Qualitätsaudits zu überprüfen. 

 

14. Gerichtsstand, Anwendbares Recht 

14.1. Bei Rechtsstreitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist Gerichtsstand Böb-
lingen. Der Auftraggeber ist daneben auch berechtigt, Klage am Sitz des Auftragnehmers zu 
erheben. 

14.2. Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt deutsches materielles 
Recht unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den 
internationalen Warenkauf (CISG). 


